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Leserbrief zum Artikel: „Landrat wehrt sich gegen Vorstoß der Grünen und der ÖDP im Kreistag“ CT 7.2.15

Dem griechischen Philosophen Epiktet (er lebte ca. 50-138 n.Chr.) wird der Satz zugeschrieben: „Nicht Tatsachen, sondern Meinungen über Tatsachen bestimmen das Zusammenleben“.

Die Stellungnahme von Landrat Busch zu der u.a. von mir unterzeichneten Pressemitteilung diverser Kreisrätinnen und Kreisräte bestätigt eindrucksvoll die Richtigkeit dieser fast 2000 Jahre alten Erkenntnis.

Auf den von uns geäußerten Fakt, es entstehe ein Interessenkonflikt, wenn Stellungnahmen des Landratsamtes zu Planungen des Landratsamtes verfasst werden müssen, antwortet Michael Busch zum wiederholten Male mit dem Stilmittel selbst konstruierter Vorwürfe, die er dann umgehend entkräftet. 

Diese Äußerung seiner Meinung habe ich zu akzeptieren. 

Ich bitte aber sehr darum, in der öffentlichen Diskussion zu berücksichtigen, dass von mir keinerlei Meinungsäußerung über die Mitarbeiter des Landratsamtes erfolgt ist, weder über deren fachliche Qualifikation, noch über ihre Arbeitsweise, noch über ihre moralische Integrität. Nichts läge mir ferner, als dies zu tun, da ich an all dem keine Zweifel habe.

In welchen Konfliktlinien sich aber Mitarbeiter des Landratsamtes, der Landrat selber, und alle Kreisrätinnen und Kreisräte ständig befinden, kann exemplarisch bei den anstehenden  Verhandlungen über den Kreishaushalt beobachtet werden. Da wir alle zugleich Bürger unserer Heimatkommunen und Landkreisbürger sind, befinden wir uns in dem Interessenskonflikt, einerseits die Finanzausstattung des Landkreises zu optimieren, andererseits unseren Heimatorten möglichst wenig Mittel über die Kreisumlage abzunehmen.

Diesen Konflikt halten wir aus, und jeder von uns löst ihn auf seine eigene Weise.

Einen Interessenskonflikt bezüglich des Verkehrslandeplatzes müsste es aber in seiner jetzigen Form gar nicht geben, wenn der Landkreis an Planung und Bau nicht mehr beteiligt wäre.

Ich hielt es für mein Recht und meine Pflicht, im aktuellen Kontext darauf hinzuweisen. 

Ob die Meinungsäußerung des Landrates im Bezug auf die beschriebene Tatsache angemessen ist, muss der Leser selbst beurteilen.

Neustadt, den 7.2.15

Christoph Raabs, Kreisrat (ÖDP-Bündnis für Familien)
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